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Vorwort zur 8. Auflage

Das Staatsrecht als rechtliche Grundordnung, das in großen Teilen
im Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland geregelt und
daher weitgehend mit dem Verfassungsrecht identisch ist, regelt die
Organisation des Staates, die für ihn handelnden Organe und seine
Aufgaben und Befugnisse. Das vorliegende Lehrbuch will die grund-
legenden staatsrechtlichen Kenntnisse vermitteln und so das Ver-
ständnis für den demokratischen Verfassungsstaat und seine Ausprä-
gungen stärken. Dabei beschränkt sich die Darstellung nicht auf die
nationale Perspektive; das Recht der Europäischen Union wird eben-
so angesprochen wie das Völkerrecht.

Gerade die Krisen und Konflikte im zweiten und dritten Jahrzehnt
des 21. Jahrhunderts machen deutlich, dass ein demokratisch und
rechtsstaatlich organisiertes Gemeinwesen keine Selbstverständlich-
keit mehr ist, sondern sich in dauernden Herausforderungen – sei es
gegenüber Angriffen von außen, sei es gegenüber Gefährdungen von
innen – bewähren muss. Und auch die global zu beobachtende Zu-
nahme autokratischer und antidemokratischer Systeme zeigt, wie
wichtig Kenntnisse der eigenen Rechtsordnung sind, die nur effektiv
verteidigt werden kann, wenn man ihren Wert erkennt und schätzt.

Aber auch die jüngere deutsche Verfassungsgeschichte des 20. Jahr-
hunderts verdeutlicht mit ihren Herrschaftswechseln, dass erst mit
dem Grundgesetz eine Verfassung beschlossen wurde, deren Bestän-
digkeit und Akzeptanz vor etwas mehr als 75 Jahren wohl viele
erhofften, aber nur wenige nach den einzigartigen Verbrechen des
Nationalsozialismus als gesichert ansahen.

Das vorliegende Buch wendet sich in erster Linie an die Studieren-
den der Rechtswissenschaft, bietet aber auch Material für allgemein
am Staatsorganisationsrecht interessierte Leser. Es orientiert sich in
weiten Teilen an der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts
als der für die Verfassungsinterpretation maßgeblichen Institution,
greift aber auch eine Vielzahl wissenschaftlicher Stimmen auf, die
damit die Perspektive weiten und so auch Ausgangspunkt eigener,
weiterer Vertiefung sein können. In ihrer Tiefe entspricht die Dar-
stellung des Stoffes zugleich den Anforderungen an ein anspruchs-
volles Examen.



Die Neuauflage – mehr als 40 Jahre nach dem Erscheinen der ersten
Auflage – stellt eine Überarbeitung und Aktualisierung des bis zur
6. Auflage im Jahr 2010 von Hartmut Maurer allein und dann in der
7. Aufl. 2023 gemeinsam verantworteten Werkes dar. Die seit dem
Erscheinen der letzten Auflage vergangenen drei Jahre haben auch
Auswirkungen auf das Staatsrecht gezeitigt; Dies betrifft nicht nur
das Scheitern der Ampelkoalition im November 2024 und die sich
anschließenden Neuwahlen auf der Grundlage eines neuen – vom
Bundesverfassungsgericht zwar weitgehend gebilligten, aber gleich-
wohl problematischen – Wahlrechts; auch die Verfassungsänderun-
gen zur Resilienzsteigerung des Bundesverfassungsgerichts gegen-
über politischen Extremisten sind ebenso zu berücksichtigen wie die
– verfassungsrechtlich bedenkliche – Aufweichung der „Schulden-
bremse“ durch weitere Sondervermögen. Die Tendenz zu weiteren
Schattenhaushalten schwächt die demokratische Kontrolle des Bud-
gets.

Dabei ist die Grundkonzeption des Werkes unbeschadet aller Er-
gänzungen erhalten geblieben, wenngleich einzelne Akzentsetzungen
sich verschoben haben. Kritik und Anregungen aus dem Kreis der
Leser sind immer willkommen; etwaige Fehler verantwortet der
Autor allein.

Mein Dank gilt zunächst dem Lektorat für Öffentliches Recht beim
Verlag C. H. Beck; die dortige umsichtige und vorzügliche Betreuung
ist eine wunderbare Gelingensbedingung für dieses Buch. An der
Würzburger Professur für Öffentliches Recht haben bei der Über-
arbeitung die wissenschaftlichen Mitarbeiter Benedict Schubert und
Elisa-Sophie Fickenscher mitgewirkt; die Last des Korrekturlesens
haben insbesondere die studentischen Hilfskräfte David Dick, Lukas
Eberl, Laura Lößlein und Clara Stock getragen. Ihnen allen sei herz-
lich gedankt. Anregungen und Kritik nehme ich gerne unter kyrill-
alexander.schwarz@uni-wuerzburg.de entgegen.

Würzburg, im Sommer 2026 Kyrill-A. Schwarz

VIII Vorwort



Aus dem Vorwort zur ersten Auflage 1984

Das Buch bringt eine Darstellung des geltenden Staatsrechts, das
vor allem im Grundgesetz zum Ausdruck kommt und deshalb weit-
gehend mit dem Verfassungsrecht identisch ist. Es wendet sich in
erster Linie an die Studierenden und will ihnen die erforderlichen
staatsrechtlichen Kenntnisse und Einsichten vermitteln.

Die einzelnen Regelungen und Institute des Staatsrechts werden
nur dann recht verständlich, wenn man sie in ihren größeren Zusam-
menhängen sieht. Daher werden die dogmatischen Strukturen, die
historischen Entwicklungen und die tatsächlichen Auswirkungen des
Staatsrechts in die Erörterungen einbezogen. Das Grundgesetz hat
mit seinen 50 Jahren bereits eine eigene Geschichte. Die historischen
Bezüge und Bedingungen reichen jedoch sehr viel weiter zurück.
Wenn immer wieder darauf hingewiesen wird, dann geschieht das vor
allem mit dem Ziel, das geltende Recht zu deuten. Die Hinweise auf
die Verfassungspraxis sollen veranschaulichen und zugleich zeigen,
daß das Staatsrecht eine lebendige und faszinierende Materie ist.

Die Grundrechte bilden zweifellos einen wesentlichen Teil des
Staats- und Verfassungsrechts. Aus Raumgründen können sie hier
nicht im einzelnen behandelt werden. Das läßt sich auch mit Blick
darauf, daß sie zunehmend in einem gesonderten Band dargestellt
werden, vertreten. Zur Abrundung des ganzen sollen aber doch die
allgemeinen Grundrechtslehren skizziert und durch einige Beispiele
konkretisiert werden, zumal die Grundrechte in ihrem Kernbestand –
wie das Demokratieprinzip, das Rechtsstaatsprinzip und das Sozial-
staatsprinzip – zu den verfassungsrechtlichen Grundentscheidungen
gehören.
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